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Entschließungsantrag 

der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zur Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung zu den deutsch-türkischen Beziehungen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

L 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Kurdische Volkszugehörige in der Türkei sind seit Jahrzehnten 
und in jüngster Zeit zunehmend politischer Verfolgung und Ver- 
geltungsaktionen seitens des türkischen Sicherheits- und Militär- 
apparates ausgesetzt, die sich auch gegen die Zivilbevölkerung 
richten. Seit 1990 finden Zwangsdeportationen und Vertreibun- 
gen von Menschen aus ihren Dörfern statt. Viele Menschen flie- 
hen, wozu auch Maßnahmen und Aktionen der PKK beitragen. 
Nach wie vor gilt der Ausnahmezustand in zehn kurdischen Pro- 
vinzen. Festgenommene können ohne weiteres bis zu 30 Tagen 
ohne Haftbefehl in Polizeihaft gehalten werden. Personen, die in 
den Verdacht geraten, politische Ziele kurdischer Organisationen 
zu unterstützen, riskieren nicht nur ihre Inhaftierung, sondern 
Folter und Todesstrafe. 

Die Bundesregierung liefert seit Jahren fortlaufend Waffen an die 
Türkei. Ob diese Waffen gegen die kurdische Zivilbevölkerung 
und in von Kurden bewohnten Regionen eingesetzt werden, ist 
nach Aussage des Bundesministers des Auswärtigen, Dr. Klaus 
Kinkel, ungewiß, könne nicht überprüft werden. 

Anläßlich des kurdischen Neujahrsfestes „Newroz" haben Kur- 
den in der Bundesrepublik Deutschland demonstriert, Straßen 
und Autobahnen in zum Teil gewalttätigen Aktionen besetzt und 
sich in verzweiflungsvollen Taten mit Benzin übergossen. Der 
Bundeskanzler hat dies als unerträgliche Verletzung des Gast- 
rechts verurteilt. Insbesondere in Bayern, aber auch in anderen 
Bundesländern, werden Abschiebungen von Kurden, die an die- 
sen Demonstrationen teilgenommen haben, vorbereitet und schon 
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durchgeführt. Solche Abschiebungen verstoßen gegen das Verbot 
des Non-Refoulement der Genfer Flüchtlingskonvention sowie 
gegen § 53 des Ausländergesetzes: Kein Flüchtling darf in ein 
Land abgeschoben werden, in dem die konkrete Gefahr, der Fol- 
ter unterworfen zu werden, oder in dem die Gefahr der Todes- 
strafe besteht. Die innere Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land war und ist zu keinem Zeitpukt in Gefahr gewesen. Nur eine 
schwere Verletzung der inneren Sicherheit kann eine Auswei- 
sung rechtfertigen, nicht jedoch die Abschiebung in das Verfol- 
gerland. 

Eine Abschiebung würde von der türkischen Regierung als Signal 
verstanden, ihre bisherige Unterdrückungspolitik mit dem tat- 
sächlichen oder vermeintlichen Einverständnis der Bundesregie- 
rung fortzusetzen. Unschuldsvermutung und Rechtsstaatsprinzip 
verlangen demgegenüber im Fall des Verdachtes einer strafbaren 
Handlung die Durchführung eines Strafverfahrens und nicht die 
Abschiebung oder Ausweisung. Es ist gerade eine Errungenschaft 
des Rechtsstaates, daß er nicht zwischen deutschen und ausländi- 
schen Straftätern differenziert, sondern sie gleichermaßen dem 
staatlichen Strafanspruch unterliegen. Ausländerbehörden sind 
weder dazu berufen noch dazu geeignet, Straftaten zu überprüfen 
und zu ahnden. Diese Aufgabe ist ausschließlich den Gerichten 
zugewiesen. Ein Abschieben in die Folter wäre eine Verrohung 
des deutschen Rechts. 

Die nach dem Ausländergesetz und der Genfer Flüchtlingskon- 
vention (GFK) unzulässige Abschiebung von Kurden darf auch 
nicht durch ein sogenanntes Abschiebeabkommen mit der Türkei 
erreicht werden. Ein derartiges Abkommen verstieße gegen inter- 
nationales Recht, denn die Europäische Menschenrechtskonven- 
tion und die Anti-Folter-Konvention lassen beide keine Ausnah- 
men zu. Es kommt einzig und allein darauf an, ob Folter oder 
Todesstrafe tatsächlich drohen. Diese Konventionen können nicht 
durch bilaterale Abkommen umgangen werden. Mit einem Ab- 
schiebeabkommen geriete das gesamte Schutzsystem in Gefahr, 
das mit der GFK und weiteren Konventionen nach dem Zweiten 
Weltkrieg aufgebaut wurde. Die GFK könnte auf eine bloße Zu- 
sicherung hin außer Kraft gesetzt werden. Damit drohte aber 
letztlich das internationale Asylrecht selbst aufgehoben zu wer- 
den. Hinzu kommt, daß Zusicherungen der türkischen Regierung 
nach allen bisherigen Erfahrungen kein Glauben geschenkt wer- 
den kann. Die Verwaltungsgerichte gehen in Asylverfahren da- 
von aus, daß in der Türkei gefoltert wird und der Staat keine 
Maßnahmen hiergegen ergreift. Eine Überprüfung von derartigen 
Zusicherungen ist nicht möglich. Vielmehr ist erwiesen, daß die 
Türkei, obwohl sie die Anti-Folter-Konvention vorbehaltlos unter- 
schrieben hat, sich nicht daran hält. 

Eine Abschiebung in Folter und Tod darf es nicht geben. Die 
Sicherung des Rechtsstaates und der Demokratie läuft ohne 
praktizierte Menschlichkeit leer. 
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IL 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. eine Innenministerkonferenz des Bundes und der Länder mit 
dem Ziel einzuberufen, daß Kurden mit türkischer Staatsange- 
hörigkeit, die an Demonstrationen teilgenommen haben oder 
im Verdacht stehen, eine Straftat aus politischen Gründen 
begangen zu haben, nicht abgeschoben werden; 

2. keinerlei Verhandlungen mit der Türkei über einen sogenann- 
ten Ab schiebe vertrag, der Abschiebungen von kurdischen 
Volksangehörigen ermöglicht, zu führen; 

3. das Einvernehmen für die Aussetzung von Abschiebungen 
(Abschiebestopp) für Flüchtlinge kurdischer Volkszugehörig- 
keit aus der Türkei zu erteilen. 

Bonn, den 13. April 1994 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 
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